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Karlheinz Ingenkamp
Bebpielefür Konflikte zwbchen Datenschutzbehörden und Forschem
1. Datenmerkmale in der erziehungswissenschaftlichen Forschung
ErziehungswissenschaftUche Forschung arbeitet zum größten TeU mit Daten, die der
Forscher selbst erhebt, und zwar praktisch immer mit dem Einverständnis der Betroffe¬
nen. Die Einbeziehung von fremderhobenen und personenbezogenen Daten ist selten,
mitunter jedoch unverzichtbar. Es handelt sich dann meist um Daten wie Lebensalter,
Beruf und SchulbUdung der Eltern, Zensuren usw.
In der Untersuchung von Wirkungen und Wechselwirkungen didaktischer oder schulorganisatori¬
scher Maßnahmen auf bestimmte Gruppen von Lernenden werden z.B. Aussagen angestrebt, die
allgemeinere Gesetzmäßigkeiten erkennen lassen. Die einzelne Person ist nur Merkmalsträger.
Querschnittsuntersuchungen dieser Art können fast immer anonym erfolgen. Nur wenn die Wirkung
pädagogischer Maßnahmen über einen längeren Zeitraum hinweg verfolgt werden soll, müssen die zu
verschiedenen Terminen erhobenen Daten der gleichen Person zugeordnet werden. Das kann
durchaus dadurch geschehen, daß dem Forscher nur Kennziffern bekanntwerden, wenn ein „Treu¬
händer" überprüft, ob der Schüler sich zu verschiedenen Terminen tatsächhch an seine Kennziffer
erinnert. Wenn dagegen die besonderen Reaktionen auf bestimmte erzieherische Maßnahmen mit
dem Ziel pädagogischer Hilfe und Beratung des Betroffenen untersucht werden, ist der Personenbe¬
zug unerläßüch, aber hier erfolgt die Verarbeitung fast immer ohne elektronische Datenverarbeitung
(vgl. Kruse u.a. 1980).
Auch die erziehungswissenschaftliche Forschung kann mittelbar entscheidende Konse¬
quenzen für alle Betroffenen, nicht nur für die Untersuchten haben, wenn z. B. aufgrund
von Forschungsergebnissen bestimmte didaktische Vorgehensweisen im Mathematikun¬
terricht eingeführt werden. Aber diese mittelbare Konsequenz ist nicht zu vergleichen mit
den unmittelbaren Konsequenzen, die der Dateneinsatz bei Administration und Wirt¬
schaft für Betroffene haben kann und die auslösendes Motiv für die Datenschutzgebung
waren.
2. Anforderung an die faktische Anonymisierung in der Praxis
Die Praxis der Datenschutzbehörden ist in der Frage der faktischen Anonymisierung
uneinheitüch und ändert sich von Jahr zu Jahr. Wurde z. B. 1976 in Rechenschaftsberich¬
ten noch erwähnt, daß Einzelpersonen auch bei Verzicht von Namen, Adressen und
Identifizierungsnummern identifizierbar seien und daß eine Grundgesamtheit von 7650
Lehrern so klein sei, daß die Identifizierung keine unüberwindbaren Schwierigkeiten
bereite (Landtag 1976) und die Befragung als personenbezogen eingestuft werden
müsse, so wird 1980 betont, daß der Wert der Information in Beziehung zum Aufwand
gesehen werden müsse, um das Risiko der Reidentifizierung zu beurteilen (Landtag
1980, S. 20). Aber die Praxis hält mit dieser Einsicht keinesfalls Schritt, wie an einem
Beispiel gezeigt werden soll.
Ein neuer InteUigenztest soUte im Frühjahr 1981 in den 7.-9. Klassen an je 3000 Schülern im gesamten
Bundesgebiet geeicht werden. Auf Namensnennung wurde verzichtet, nur das Geschlecht, das Alter
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in Jahren und Monaten, der Beruf des Vaters und die Zensuren in 5 Fächern wurden erhoben. Die
Teilnahme war freiwülig.
Die Datenschutzbehörde stufte die Untersuchung als personenbezogen ein, und das Kultusministe¬
rium forderte dementsprechend, daß „1. die Anonymität der Schüler gewährleistet bleibt, 2. die
schriftüche Einwüügung der gesetzüchen Vertreter vorhegt". Es gab keine Hinweise, wie bei 9000
anonymen Testbogen vorüegende schriftliche Einwilligungen zugeordnet, auf Richtigkeit geprüft
werden können usw. Im Einspruch gegen diese Einstufung betonte der Untersuchungsleiter, daß das
notwendige Zusatzwissen für die Reidentifizierung nur am jeweiligen Schulort zu beschaffen sei. Den
Schülern, Lehrern und Eltern sei dieses lokale Zusatzwissen bekannt, aber sie hätten keinen Zugang
zu den Testnormwerten, da sie Ablochplan, Job-Nummer und Paßwort nicht kannten und keinen
Zugang zum Rechenzentrum hatten.
Dies aUes wurde von der Datenschutzbehörde zugestanden, aber sie meinte, daß man nach Abschluß
dieser Berechnungen dem Testrohwert einen Intelligenzquotienten zuordnen könne, und fuhr fort:
„daß der InteUigenzquotient zu den Daten zu zählen ist, die zum Kernbereich der verfassungsrecht¬
üch besonders geschützten menschüchen Intimsphäre gehören und daher auch im Bereich der
Datenverarbeitung eines besonderen Schutzes bedürfen. Dies gUt insbesondere auch für die
Intelügenzwerte von Schülern. Angesichts der eingeschränkten Ausbüdungs- und Studienmöglich¬
keiten kann nämüch die Kenntnis eines Intelügenzquotienten bei der Wahl des Berufes, des
Arbeitsplatzes und der Ausbildungsstätte ein durchaus entscheidender Faktor sein, der somit auch für
die Verwirklichung des in Art. 12 Abs. 1 GG geschützten BUdungs- und Ausbüdungsanspruches von
wesentücher Bedeutung ist.
Diese besonders sensitive Information, die auch nicht ohne weiteres auf andere Weise mit geringerem
Aufwand zu beschaffen ist, führt - wenn auf die Schulkennziffer nicht verzichtet wird oder eine
Reidentifikation nicht auf andere Weise ausgeschlossen wird - zur Anwendbarkeit des Landesdaten¬
schutzgesetzes".
Wenn der Aufwand zur Reidentifikation hoch ist, braucht man also nur den Wert der
möghchen Information zu steigern, um den Aufwand vertretbar erscheinen zu lassen.
Aber die Datenschutzbehörde mußte zu diesem Zweck den Fakten Gewalt antun. 1. Es
trifft nicht zu, daß der Intelligenzquotient nicht auf andere Weise mit geringerem Aufwand
zu erhalten wäre. Jede Schule kann von Verlagen 48 deutschsprachige Intelügenztests
beziehen und mit der auch hier eingeholten Einwilligung der Eltern durchführen.
2. Relevanz für die Ausbildung hat der IQ höchstens für die 9., nicht aber für 7. und 8.
Klasse. Und auch in diesem Fall ist das Intelügenzurteil des Lehrers von ungleich
größerem Gewicht. 3. Da bei 9000 Schülern ein Zeitaufwand von einem halben Jahr für
Auswertung und Verrechnung anzusetzen ist, hat das Untersuchungsergebnis für indivi¬
duelle Entscheidungen überhaupt keinen Wert mehr, denn die waren auch in der 9. Klasse
längst gefallen.
Aber alle Argumente nützen dem Forscher überhaupt nichts. Die Datenschutzbehörde
fällt ihre Entscheidung ohne Rückfrage und Anhörung. Zwischen Antragstellung und
dieser Ablehnung verging zudem eine Frist von 8 Monaten. Da die Untersuchung ja nicht
auf Eis gelegt werden konnte, wurde auf die Schulkennziffern verzichtet und weitergear¬
beitet.
Nun ergaben sich andere Schwierigkeiten: Acht andere Bundesländer hatten die Untersu¬
chung genehmigt, ohne sie als personenbezogen einzustufen. In Übereinstimmung mit
ihren Richtlinien forderten sie Verzeichnisse der teilnehmenden Schulen. Diese konnten
aber nicht gegeben werden, da die Untersuchungsleitung ja auf Zuordnungsmögüchkeiten
von Schulen verzichten mußte. Das Bayerische Kultusministerium bestand einen Monat
nach der Untersuchung auf der Schulüste, weil es die Schulen vor der Untersuchung über
Genehmigung und Auflage unterrichten müsse, und NRW bestand darauf, weil nach
seiner Auffassung die Entscheidung der Datenschutzbehörde eines anderen Landes keine
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Bedeutung fürNRW habe. Die Beachtung des Datenschutzgesetzes eines Landes hat hier
die Konsequenz, daß künftig in andern Ländern sehr viel schwerer Genehmigungen zu
erhalten und sehr viel schwerer Schulen zu finden sein werden, weil ja nun alle Schulen
ohne Rückmeldung bleiben mußten.
3. Anforderungen an den Informationsgrad der Einwilligung
Mehrere Datenschutzbehörden haben sich zum Komplex der notwendigen Information
vor einer Untersuchung in einer Weise geäußert, die den Forschungsmethoden nicht
gerecht wird. Noch 1982 schreiben Bull/Dammann: „Fragwürdig erscheint hingegen die
Behauptung, manche sozialwissenschaftüchen Forschungen seien nur unter Täuschung
der Betroffenen durchführbar; hier ist zu fragen, wie eine solche Art von Forschung mit
dem Gebot zur Wahrung der Menschenwürde vereinbart werden soll". Dann wird das
heute auch in den USA nicht mehr zulässige und sicher nicht typische Milgram-
Experiment angeführt und festgestellt: „Mit dem Grundgesetz ist es nicht vereinbar,
Testpersonen zu Forschungsobjekten zu degradieren."
Dies ist nach Jahren der Diskussion eine erstaunlich polemische und uninformierte
Aussage. Daß nach den differenzierten Darstellungen von Kruse 1981 und Schuler 1980
immer noch so argumentiert werden kann, ist bestürzend. Es ist doch inzwischen bekannt,
wie umfangreiche Gebiete der Forschung verschlossen wären, würde man vorher immer
voll informieren, und wie vielfältig die Abstufungen von voller Information bis zur
Täuschung sind. Völlig unberücksichtigt bleibt auch, daß in der erziehungswissenschaftli-
chen Forschung keine Gefährdung entsteht, über die man informieren müßte. Dazu ein
Beispiel:
Um einige Faktoren zu untersuchen, die die Zensurengebung beeinflussen, wurde von einer
Abiturprüfung in Geographie ein Wort- und Gestenprotokoll angefertigt. Diese Prüfung wurde von
der gleichen Person dann absolut identisch einmal in 16 und einmal in 21 Minuten nachgesprochen.
Bei der längeren Fassung wurde langsamer gesprochen, aber nicht gestottert. Je eine Fassung wurde
verschiedenen Gymnasiallehrern mit der Information vorgespielt, daß man Schülerbeurteüungen
untersuchen woUe. Natürüch war die TeUnahme freiwilüg. Die langsamere Videofassung der Prüfung
wurde signifikant schlechter beurteilt. Der Kandidat wurde für weniger intelügent und kompetent
gehalten. Wir üaben dadurch wieder eine wichtige TeUinformation über Gründe von Urteilsdifferen¬
zen. Wir hätten sie bei voller vorheriger Information nie bekommen, da die Lehrer dann im UrteU
bewußt gegensteuern. Keiner der beteiügten Lehrer ist irgendwie geschädigt worden.
In dieser Weise laufen auch viele Untersuchungen mit Schülern ab. Zeugt es da wirklich
von Bemühen um den Bereich, über den man entscheiden wiü, wenn eine Datenschutzbe¬
hörde in ihrem Tätigkeitsbericht schreibt, der Vorwurf, daß „eine Information über den
Inhalt von Fragebogen zu einer Beantwortung im Sinne sozialer Erwünschtheit führe und
daß mit anderen Verfälschungstendenzen zu rechnen sei", treffe nicht zu. „Es wird
übersehen, daß es bei Forschungsvorhaben im Schulbereich in erster Linie darum geht, die
Eltern, also nicht die Probanden selbst, über das Verfahren und über die Befragungsin¬
halte zu informieren" (Landtag 1979, S. 13). Ist es angemessen, wenn ein Mitglied dieser
Behörde dem Untersuchungsleiter schreibt, man könne die unerwünschten Nebenwirkun¬
gen durch entsprechende Motivation der Probanden vermeiden?
4. Die Bevormundung der Probanden durch Datenschutzbehörden
Es gibt auch Datenschutzbehörden, die Fragen und Aufgaben aus wissenschaftlichen
Untersuchungsinstrumenten inhaltlich danach beurteilen, ob der Forscher sie stellen darf
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und ob der Untersuchte sie freiwilüg beantworten darf. So war sich 1977 ein Ausschuß für
Datenschutz zwar „darüber im klaren, daß er sein Ermessen nicht an die Stelle des
forschenden Wissenschaftlers setzen darf und etwa bestimmte Fragen zur Durchführung
des konkreten Forschungsvorhabens für nicht notwendig erklären kann. Grundsätzlich
hält er es aber für möglich, eine äußerste Grenzziehung in der Weise vorzunehmen, daß er
bestimmte Fragen für nicht zulässig hält, wenn die erfragten Informationen in keinem
vernünftigen Zusammenhang mit dem Forschungsvorhaben stehen" (Landtag 1977).
Hier werden Entscheidungen über Ziele und Methoden der Forschung getroffen, die nur
dem Forscher zustehen. An anderer Stelle wurde die Auffassung vertreten: „In den
FäUen, in denen einzelne Fragen oder Fragenkomplexe mit der Würde des Menschen nicht
zu vereinbaren sind, vermag daher auch die Einwilligung des Betroffenen den Eingriff in
das Persönüchkeitsrecht nicht mehr zu rechtfertigen. Insoweit fehlt es ihm an der
notwendigen Dispositionsbefugnis" (Landtag 1981, S. 14).
War das mit Datenschutz der Bürger beabsichtigt, daß eine Behörde von sich aus und nicht
auf Bitte der Betroffenen feststellt, wann Privatsphäre und Menschenwürde verletzt sind?
Wenn Datenschutzbehörden dannnoch inTätigkeitsberichten und Pressekonferenzen die
wissenschaftlich indiskutable Methode anwenden, einzelne Fragen und Aufgaben aus
Untersuchungsinstrumenten herauszugreifen und als Beispiel unnötiger oder unzumutba¬
rer Neugier hinzustellen, dann ist es wohl nicht unverständlich, daß Wissenschaftler hierin
eine unsachliche und forschungsfeindliche Haltung sehen. Wenn Datenschutz bürokra¬
tisch und ohne Rücksicht auf Gegenstand und Methode die Forschug reglementiert, dann
wirkt er forschungsbehindernd, auch wenn das weder seine Aufgabe noch Absicht ist.
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